
 

 

 

Sehr geehrte Damen und 

Herren, 

in diesem Newsletter möchte 

ich Ihnen über die Aktuelle De-

batte der vergangenen Plenar-

sitzung zum Thema „Flüchtlin-

ge in Deutschland und in Ba-

den-Württemberg“ berichten, 

die für viel Aufruhr in der Pres-

se gesorgt hat. Beantragt wur-

de sie gemeinsam von CDU 

und SPD, was von deren grü-

nen Koalitionspartner mit viel 

Unmut und Verärgerung kom-

mentiert wurde. Die nicht ab-

reißenden Flüchtlingsströme 

sind sicherlich die größte ge-

samtgesellschaftliche Heraus-

forderung Deutschlands und 

Europas  seit Jahrzehnten. Sie 

erfordert deshalb auch außer-

gewöhnliche Antworten durch 

die Setzung überparteilicher 

Signale.  

Die Stimmung in der Bevölke-

rung ist derzeit noch überwie-

gend positiv und wir haben in 

den vergangenen Wochen eine 

große Welle der Hilfsbereit-

schaft erlebt. Den vielen eh-

renamtlichen Helferinnen und 

Helfern gebührt unser aus-

drücklicher Dank. Denn nur mit 

ihrer Hilfe gelingt es uns, den 

Flüchtlingsströmen Herr zu 

werden und den Menschen 

einen warmen Empfang in un-

serem Land zu geben.  

Dennoch muss sich die Bevöl-

kerung auch mit ihren Fragen 

und Sorgen in unserer Politik 

wiederfinden. Dem trägt die 

derzeitige Landesregierung 

nicht genügend Rechnung. Die 

Kommunikation zwischen 

Grün-Rot und den Kommunen 

ist in Flüchtlingsfragen mehr als 

dürftig. Oft erfahren diese aus 

der Tagespresse, wo neue 

Aufnahmestellen entstehen 

sollen oder wie viele Flüchtlin-

ge zugewiesen werden. Das 

darf nicht sein. Schon gar nicht, 

bei diesem sehr sensiblen 

Thema, welches unsere ganze 

Kraft und Anstrengung fordert. 

Hier würde ich mir direkte We-

ge der Kommunikation wün-

schen. So dürfen wir mit unse-

ren Kommunen nicht umgehen.  

Eine der großen Herausforde-

rungen bei der Flüchtlingsfrage 

ist sicherlich, diese auf eine 

differenzierte Weise zu tren-

nen. Niemand bestreitet, dass 

politisch Verfolgte, die um Leib 

und Leben fürchten müssen, in 

unserem Land Schutz suchen 

und ein Anrecht auf Asyl ha-

ben. Gleichzeitig gibt es jedoch 

auch eine große Anzahl von 

Personen, die menschlich be-

trachtet sicherlich Gründe ha-

ben, ihre Heimat zu verlassen, 

aber keinen Anspruch auf ein 

Asyl in Deutschland haben. 

Hier müssen wir klar deutlich 

machen, dass wir nicht jeden 

aufnehmen können, der bei uns 

ein besseres Leben sucht. Das 

überfordert nicht nur unsere 

Kapazitäten, sondern auch die 

Akzeptanz in der Bevölkerung.  

Für Wirtschaftsflüchtlinge brau-

chen wir ein Zuwanderungsge-

setz, was Einigen ermöglicht, 

auf legalem Weg nach 

Deutschland einzureisen und 

hier einer Arbeit nachzugehen.  

Unser Asylrecht ist ein Grund-

recht, welches keine Obergren-

ze haben darf. Es darf deshalb 

aber auch nicht zum Instrument 

derjenigen werden, die hier 

eine bessere wirtschaftliche 

oder berufliche Perspektive 

suchen. Humanismus bedeutet 

Aufnahme für die wirklich Ver-

folgten. Diesen Personen müs-

sen wir auch in Zukunft ausrei-

chend Platz bieten können. 

Das geht nur, wenn wir bei 

Wirtschaftsflüchtlingen eine 

schnellere Rückführung als 

bisher durchsetzen. Deshalb 



 

 

 

plädiert die CDU-

Landtagsfraktion auch dafür, 

Asylverfahren abzuschließen, 

solange sich der Asylbewerber 

noch in einer der Erstaufnah-

mestellen des Landes befindet 

und erst im Anschluss eine 

Verteilung auf die Kommunen 

vorzunehmen. Sollte der Antrag 

abgelehnt werden, muss be-

reits von der Aufnahmestelle 

die direkte Rückführung erfol-

gen.  

Auf den großen Zustrom von 

Wirtschaftsflüchtlingen müssen 

wir Antworten finden. Die 

Rückkehr zum Sachleistungs-

prinzip anstelle von Geldzu-

wendungen ist sicherlich ein 

ganz wichtiger Schritt in die 

richtige Richtung. Denn hier 

wurden in der Vergangenheit 

zu viele Fehlanreize gesetzt. 

Zudem müssen wir weitere 

Staaten als sichere Herkunfts-

länder ausweisen. Dazu zählen 

vor allem Albanien, Mon-

tenegro und der Kosovo. Be-

reits im vergangenen Jahr 

konnte nach zähen Verhand-

lungen in Bundesrat und Bun-

destag die Liste sicherer Her-

kunftsländer um Serbien, Ma-

zedonien und Bosnien-

Herzegowina erweitert werden. 

Dass dieses Vorgehen richtig 

war, belegen jüngst die Zahlen 

vom Institut für Wirtschaftsfor-

schung. Bei den als nicht sicher 

eingestuften Ländern ist die 

Zahl der Asylbewerber im Jahr 

2015 im Vergleich zu 2014 um 

724% gestiegen. Dies ist eine 

Versiebenfachung! Bei den im 

vergangenen Jahr als sicher 

eingestuften Herkunftsländern 

hingegen, ist die Zahl nur um 

32% gestiegen.  

Der eingeschlagene Weg ist 

richtig und muss konsequenter 

verfolgt werden. Auch von 

Grün-Rot. Bei den Verhandlun-

gen hierzu darf es auch keinen 

Tauschhandel geben, wie von 

Ministerpräsident Kretschmann 

zum Teil angedeutet. Grün-Rot 

muss sich hier klar positionie-

ren und darf sich nicht von den 

Ideologen ihrer Parteien führen 

lassen. Das sind sie nicht nur 

unserem Bundesland, sondern 

auch den vielen Flüchtlingen, 

die tatsächlich für Krieg fliehen 

schuldig.  

 

 

 

 

 

 

 

 


